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I m  K a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Stadt WflJBPIB, vertreten durch den Rat der Stadt,
Beklagte, Berufungsbeklagte, Berufungsklägerin, 

Revisionsklägerin und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt

gegen
die Rentnerin Irmgard S!

Klägerin, Berufungsklägerin, Berufungsbeklagte, 
• Revisionsbeklagte und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter % Rechtsanwalt

hat der III* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
auf die mündliche Verhandlung vom 9* November 1959 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Prof« Br. Geiger 
sowie der Bundesrichter Br. Weber, Br. Kreft, Br. Beyer 
und Gähtgens

%
ii *

für Recht erkannt%
Auf die Rechtsmittel beider Parteien werden das Ur­

teil des 1. Zivilsenates des Oberlandesgerichts in 
Büsseldorf vom 24* Juli 1958 aufgehoben und das Teil- 
Grund- und Endurteil der 4. Zivilkammer des Landgerichts 
in Wuppertal vom 22, Januar 1958 abgeändert.

Ber Rechtsstreit hat sich, soweit über ihn in den 
vorbezelehneten Urteilen entschieden worden ist, in 
der Hauptsache erledigt.

Von den Kosten der Rechtsmittelverfahren trägt 
jede Partei ihre eigenen Kosten und die Hälfte der 
gerichtlichen Auslagen. Gerichtsgebühren werden für 
die Rechtsmitt elver fahren nicht erhoben.

Bie tentScheidung über die Kosten des ersten Rechts­
zugs bleibt dem Schlußurteil des Landgerichts überlas­
sen.

i

Von Rechts wegen



Tatbestands

Der Oberbürgermeister der Beklagten nahm mit Verfügung
vom 4» Oktober 1943 ein Grundstück in
das die Klägerin inzwischen durch Erbgang erworben hat, auf 
Grund der §§ 5? 10, 24 Ziff. 2 Abs* 3 RLG zur Errichtung 
von Wohnbaracken in Anspruch, Die Reichsorganisation "Bau­
hilf en errichtete darauf mehrere Wohnbaracken, von denen 
noch eine steht, die von mehreren Familien bewohnt wird.
Die Preisbehörde der Beklagten setzte die Entschädigung auf 
0,10 RM je Quadratmeter fest* Die Verwaltung der Baracken, 
die bis Ende 1946 von der Beklagten geführt worden war, 
ging unter dem 1. Januar 1947 auf die Oberfinanzdirektion 
über* Diese hob die wBeschlagnahme” hinsichtlich eines Teiles 
des Grundstückes am 27. Juli 1948 auf.

Die Klägerin fordert mit der vorliegenden Klage die Zah­
lung rückständiger Vergütung und Entschädigung im Gesamtbe­
trag von 3.334?10 DM und die Vornahme verschiedener Instand­
setzungsarbeiten am Grundstück*

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen* Eicht 
sie, sondern allenfalls das Deutsche Reich oder dessen 
Rechtsnachfolger sei zur Zahlung verpflichtet» Das Reich 
sei Leistlings empfang er gewesen* Für das Reich sei ab 
1, Januar 1947 die Verwaltung geführt worden und die Ober- 
finanzdirektion habe sich in einer Vereinbarung vom 19* Au­
gust -949 zu bestimmten Leistungen an die Rechtsvorgängerin 
der Klägerin verpflichtet. Die Barackenbauten seien im Krieg 
-oar Reich einheitlich gelenkt und finanziert werden. Die 
paracken seien Eigentum des Reiches gewesen* Für den 1948 
freigegebenen Teil des Grundstücks könne die Klägerin Ent­
schädigung nicht verlangen, da sie an dessen Verwertung seit­
dem nicht mehr gehindert gewesen sei. Die Beklagte bestrei­
tet auch die Höhe der Klagforderung, insbesondere macht sie



geltend, die in der Forderung enthaltene Grundsteuer habe
die Klägerin als Grundstückseigentümer^ selbst zu tragen.
Hinsichtlich aller Ansprüche aus der Zeit vor dem 1. Januar 
1953 beruft sich die Beklagte auf Verjährung.

Bas Landgericht hat durch Teilurteil den bezifferten 
KlaganSpruch dem Grunde nach für die Zeit vom 1. Januar 1953 
ab für gerechtfertigt erklärt, für die vorhergehende Zeit 
aber wegen Verjährung abgewiesen. Beide Parteien haben gegen 
dieses Urteil erfolglos Berufung eingelegt.

In der Revisionsverhandlung haben die Parteien, die beide 
die vom Berufungsgericht wegen der grundsätzlichen Bedeutung 
der Sache zugelassene Revision eingelegt haben, übereinstim­
mend in erster Linie beantragt, den Rechtsstreit als durch 
das Allgemeine Kriegsfolgengesetz erledigt zu erklären. Bio 
Beklagte verfolgt hilfsweise mit ihrer Revision ihren An­
trag auf vDiie Abweisung des Zahlungsanspruches weiter, wäh­
rend die Klägerin hilfsweise ihren Zahlungsanspruch in vol­
lem Umfange aufrecht erhält. Beide Parteien haben wechselsei­
tig beantragt, ‘ die Revision des Gegners zurückzuweisen-

Entscheidungsgründe s

1) Da3 Berufungsgericht führt aus, zugunsten der Grund­
stückseigentümer sei ein Anspruch auf Vergütung und Entschä­
digung nach § 26 Abs. 1 und 3 RLG entständen, der sich gegen 
die beklagte Stadtgemeinde gerichtet habe, weil diese das 
Grundstück in Anspruch genommen habe, ohne in der Beorderung8 
■'er^ügung einen anderen Begünstigten zu benennen. Letztlich 
sei die Beklagte auch dann noch durch die Inanspruchnahme 
des Grundstückes begünstigt gewesen, als die Finanzverwal­
tung die Verwaltung an sich genommen habe, denn die Baracke 
diene immer noch den von der beklagten Stadt eingewieseceu
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wohnern, die unt er subr ingen Sache der Stadt gewesen, sei und 
für die sie bisher anderweite Wohnungen, nicht habe beschaffen 
können«

An der SchuldnerStellung der Beklagten, so führt das 
Berufungsgericht weiter aus, habe sich nichts dadurch geän­
dert, daß die Vergütung eine Zeit lang von der Finanzverwal­
tung gezahlt virden sei und daß diese sich mit der Eigen­
tümerin wegen deren Höhe geeinigt habe. Denn daraus sei 
nicht zu folgern, daß die Klägerin damit den Willen ge­
äußert habe, die Beklagte solle nicht mehr ihre Schuldnerin 
sein. Entscheidend sei, daß die Beklagte das Grundstück in 
Anspruch genommen und der Klägerin noch nicht voll zurück 
verschafft habe* Die Frage, ob der Anspruch durch die Frei- . 
gäbe eines Teiles des Grundstückes berührt sei, brauche, so 
v.eint das Berufungsgericht, noch nicht entschieden zu werden« 
D.!e Klärung der Frage, inwieweit die Klägerin den freigegebenen 
Teil des Grundstücks gesondert nutzen könne, die moglichery/ei- 
se noch tatsächliche Feststellungen notwendig mache, könne dem 
Höher erfahren überlassen bleiben.

Die Ausführungen des Berufungsgerichts über den Rechts- 
grund der Entstehung des Kiaganspruches und der ursprüng­
lichen SchuldnerStellung der beklagten Stadt stehen im 
Einklang mit den Darlegungen des Senates in seinen Urteilen 
III ZR 74/58 vom 6. Juli 1959 und III ZR 84/58 vom 8. Okto­
ber 1959? in denen gleichfalls über Ansprüche gegen die 
beklagte Stadt ^ [ | H H V z u  entscheiden war, welche ihre 
Rechtsgrundlage in der 1942 bis 1943 erfolgten Inanspruch­
nahme von Grundstücken zur Errichtung von Wohnbaracken für 
das Reich hatten. Es genügt insoweit, auf diese Urteile zu 
•• erweisen, die zur Aufnahme in das Nachschlagewerk des Bun­
desgerichtshofs zum Allgemeinen Kriegsfolgengesetz, letzeres 
auch zu ZPC § 148, bestimmt sind.



2) In seinen weiteren Ausführungen legt das Berufungsge­
richt dar, daß Ansprüche der hier geltend gemachten Art 
unter § 2 Ziffo 4 - Kommunalklausel - des Allgemeinen Kriegs­
folgengesetzes fielen» Der Klaganspruch sei aus Maßnahmen 
entstanden, die die beklagte Stadt vor dem 1. August *.945 
zur Beseitigung eines kriegsbedingten Notstandes im Rahmen 
ihr vom Reich übertragener Verwaltungsaufgaben getroffen 
habe® Auch das steht im Einklang mit den Ausführungen des 
Senates in den eben angeführten Urteilen»

3) Nicht gefolgt werden kann aber den weiteren Ausfüh­
rungen des Berufungsgerichts, mit' denen es das landgericht­
liche Urteil gegen die Berufungen beider Parteien aufrecht 
erhält» Diese gehen dahin, daß der Zahlungsanspruch für die 
Zeit -rOTn 1» Januar *9*3 ab nach § ", 1 AKG zu erfüllen und 
der Klägerin somit zu Recht dem Grunde nach zugesprochen, 
für die vorhergehende Zeit aber zu Recht wegen Verjährung 
abgewiesen worden sei. Unterliegt nämlich ein Anspruch dem 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetz, so ist seine Geltendmachung 
im ordentlichen Rechtsweg zunächst gesetzlich ausgeschlossen* 
Er maß erst nach § 26 AKG angemeldet werden* Die Ent sehe:' 3 ;r.g 
darüber, ob und in welcher Höhe der Anspruch zu erfüllen 
ist, obliegt nunmehr der Anmeldestelle nach §§ 26 bis 29 AKG« 
Die gerichtliche Geltendmachung eines solchen Anspruches ist 
erst nach einer ablehnenden Entscheidung der Anmeldestelle 
zulässig (BGHZ 29, 13, 18). Anders als in dem erwähnten 
Rechtsstreit III ZR 84/58 hat hier die Klägerin nicht gel­
tend gemacht, daß in der Aufrechterhaltung des Klagean­
spruches nach dem Inkrafttreten des Allgemeinen Kriegsfclgei1" 
gesetzes eine Anmeldung und in der Aufrechterhaltung des 
riagabweisungsantrags ein”Ablehnungsbescheid der Anmelde­
stelle” zu erblicken sei. Beide Parteien stehen vielmehr; 
wie ihr in erster Linie gestellter Antrag zeigt, den Rechts-
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streit für erledigt zu erklären, auf dem Standpunkt, daß 
zunächst die Durchführung des Anmeld ever fahr eris erfolgen 
muß» Deshalb bedarf es auch hier - ebensowenig wie im 
Urteil III ZR 84/58 - einer Stellungnahme zu dem Urteil des 
Vo Zivilsenates des Bundesgerichtshofs vom 22. April 1959 
(V ZR 148/57) nicht.

Auf alles, was beide Parteien in ihren Revisionen hin­
sichtlich der Frage geltend machen, ob, in welcher Höhe und 
von wem der Anspruch der Klägerin nach § 11 AKCf zu erfüllen 
sei, kommt es nicht an, weil der beschrittene Rechtsweg .fcis 
zur Entscheidung der zuständigen Anmeldestelle verschlossen 
ist.

4) Der Senat hat keinen Anlaß, zur Ermöglichung der Herbei- 
fährang einer Entscheidung der Anmeldestelle die Verhandlung 
in Anwendung des § '.48 ZPO von Amts v/egen aussusetzen. Cb 
ein PLechtsstreit, hinsichtlich dessen das Allgemeine ICriegs- 
foigengesetz eingreift, im Berufungs- oder Revisionsrechts­
zug überhaupt fortgeführt werden kann, wenn die Anmeldestel- 
"e eine ablehnende Entscheidung getroffen hat oder ob dann 
grundsätzlich neue Klage im ersten Rechtszug zu erheben ist, 
braucht hier nicht abschließend entschieden zu werden-» Die 
Dinge liegen hier anders als in dem vom VI. Zivilsenat des 
Bundesgerichtshofs mit Urteil vom 22. April 1959 (VI ZR 
4/57) entschiedenen Falle. Auch insoweit kann auf die Aus­
führungen in dem schon mehrfach erwähnten Urteil des Senates 
.111 ZR 84/58 verwiesen werden*

o) Da die gerichtliche Geltendmachung des Klaganspruches 
erst nach einer ablehnenden Entscheidung der Anmeldestelle 
zulässig (§29 AKG) und die Aussetzung der Verhandlung 
im Rechtsmitteiverfahren hier nicht zweckmäßig ist, ist der 
Rechtsstreit unter Aufhebung des Berufungsurteils und Ände­
rung des Teilurteils des Landgerichts für .erledigt zu erklä-



ren, soweit die Vorderrichter über ihn entschieden haben.
Auch insoweit kann zur Begründung auf die erwähnten Entschei­
dungen des Senates III ZR 74/58 und 84/58 verwiesen werden.

Über die Kosten der Rechtsmittelverfahren ist nach § 106 
AKG wie geschehen zu erkennen (BGHZ 29, 13). Die Entscheidung 
über die Kosten des ersten Rechtszuges bleibt dem Schlußurteil 
des Landgerichts überlassen, das dabei die Bestimmung in § T0( 
AKG zu beachten haben wird.

Br. Geiger Br. Weber Br, Kreft
Br. Beyer Gähtgens
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